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HISTORISCH

8. Oktober

1938 – Die zur Tschecho-
slowakei gehörende Karpa-
tenukraine erhält autono-
men Status.

1958 – In Stockholm wird
einem Patienten der erste
vollständig im Körper ein-
gebettete Herzschrittma-
cher eingepflanzt. 

1993 – Präsident Eduard
Schewardnadse kündigt
den Eintritt Georgiens in
die Gemeinschaft Unab-
hängiger Staaten (GUS) an.

1998 – Die Daimler-Benz
AG nimmt in Papenburg
im Emsland die größte
Autoteststrecke Europas in
Betrieb. 

2003 – Mit großer Mehr-
heit wird der Schauspieler
und ehemalige Bodybuil-
der Arnold Schwarzeneg-
ger zum neuen Gouverneur
von Kalifornien gewählt.

Geburtstage: Max Slevogt,
dt. Maler und Grafiker
(1868–1932); Otto Warburg,
dt. Biochemiker (1883–1970)

OFFEN GESAGT

Ruf nach 
dem Euro
Von Franz Schmedt 

Wo bleibt das Positive?
Mit Blick auf die Que-

relen in der Europa-Politik,
auf die grassierende irrati-
onale Europamüdigkeit
lässt sich diese Frage der-
zeit schwerlich beantwor-
ten. Da wirkt es schon wie
ein Lichtblick in aller Trüb-
sal, dass der polnische Mi-
nisterpräsident Tusk jetzt
der Einführung des Euro
Priorität für seine Regie-
rung einräumt. 

Das besonders bemer-
kenswerte Politikum dieser
Ankündigung: Der Pre-
mier will schon für Anfang
2009 das Wagnis einer
Volksabstimmung nicht
ausschließen. Er sieht die
EU populärer denn je in
seinem Land, das sich da-
mit von älteren Mitglie-
dern deutlich abhebt. 

Den Polen ist bewusst,
dass sie den wirtschaftli-
chen Aufschwung wesent-
lich der Förderung durch
die EU verdanken. Deshalb
versucht Tusk, offenbar mit
einem positiven Votum für
die europäische Währung
alle penetranten Europa-
kritiker mit Präsident
Kaczynski an der Spitze ins
Abseits zu stellen. Ähnlich
laut bleiben die Rufe nach
dem Euro besonders in Li-
tauen. 

Auch die Realität im täg-
lichen Leben spricht ein-
schließlich der baltischen
Staaten längst für diesen
Schritt, sobald die EU-Kri-
terien erfüllt sind. Ob in
den Restaurants an der
Danziger Mottlau-Prome-
nade, wo die Speisekarten
in Polnisch und Deutsch
ausgehängt sind, ob auf
den Märkten der Metropo-
len Riga und Tallinn oder
gar an der Kurischen Neh-
rung in Thomas Manns
einstigem Feriendomizil,
dem wieder schmuck her-
ausgeputzten litauischen
Nidden – fast überall wird
längst der Euro problemlos
akzeptiert. Eine sich ver-
stärkende Entwicklung zur
Zweitwährung. 

Sorgen über Verteuerun-
gen sind zwar aus Deutsch-
land hinübergedrungen.
Aber dem steht hier nicht
zuletzt die geopolitische
Bedeutung des Euro entge-
gen. Jedes weitere Binde-
glied zum Westen (und sei
es auch allein wirtschaftli-
cher Natur) wird als zu-
sätzlicher Schutz gegen-
über dem mächtigen russi-
schen Nachbarn gewertet –
vor allem seit die Moskauer
Führung wieder stärker
ihre Muskeln spielen lässt. 

„Hauptsache, die Europäer sind da“
In Georgien haben die Menschen hohe Erwartungen an die EU-Beobachter

Einsam und verlassen sitzen zwei russische Soldaten an dem
Kvenatkosa-Checkpoint in Georgien. Heute will sich die russische
Armee vollständig aus der Pufferzone zurückziehen. Foto: AFP

Von Gregor Waschinski

AFP SUGDIDI. Nukri Odischa-
ria denkt gerne an seine Zeit in
Deutschland zurück. Der End-
dreißiger aus dem westgeorgi-
schen Sugdidi war als Soldat
der Roten Armee einige Jahre
in Brandenburg stationiert.
Nach der Wende verkaufte er
mit Kameraden heimlich ei-
nen Teil der Benzinvorräte sei-
ner Truppe. „Eine Mark der Li-
ter“, erzählt er stolz. Heute
verdient Nukri sein Geld mit
einem Taxidienst. Dass seit ei-
nigen Tagen auch deutsche
EU-Beobachter in seiner Hei-
matstadt sind, freut ihn. „Da-
mals sind wir aus Deutschland
abgezogen, heute helfen uns
die Deutschen, dass die Rus-
sen bei uns abziehen.“

Von den 70 EU-Beobach-
tern am Standort Sugdidi
kommen 25 aus der Bundesre-
publik. Für die meisten Men-

schen in der 70000-Einwoh-
ner-Stadt macht es aber kaum
einen Unterschied, ob Deut-
sche, Litauer oder Italiener
die russischen Kontroll-
punkte um die Stadt abfahren.
„Hauptsache, die Europäer
sind da“, sagt die 24-jährige
Tamuna. Sie arbeitet in einer
Bank, in der Mittagspause hat
sie sich mit Freunden in einer
Pizzeria getroffen. „Die EU ist
eine Macht“, sagt sie in gebro-
chenem Englisch. „Ich hoffe,
dass wir bald beitreten kön-
nen.“ Die anderen jungen
Leute am Tisch nicken.

Die Bevölkerung in Sugdidi
setzt große Hoffnungen in die
EU-Mission. Wenn die gepan-
zerten Jeeps mit den EU-Flag-
gen über die Landstraßen in
der Gegend fahren, winken ih-
nen die Menschen am Stra-
ßenrand zu. Dabei können die
unbewaffneten Beobachter
zunächst auch nichts anderes

machen, als Informationen zu
sammeln, Fragen zu stellen
und Berichte zu schreiben.

„Die Vorgabe ist, dass die
russischen Truppen am 10. Ok-
tober abgezogen sein müssen“,
sagte Wolfgang Schäfer, Leiter
des deutschen Kontingents in
Sugdidi. Russland will den
Plan einhalten. „Wir werden in
der ersten Tageshälfte den
planmäßigen Rückzug unse-
rer Friedenssoldaten von allen
sechs Beobachterposten be-
ginnen“, betonte gestern der
russische General Marat Ku-
lachmetow. Der Rückzug solle
binnen 24 Stunden abge-
schlossen sein, sagte der Kom-
mandeur der Trupppen. 

Die EU-Beobachtermis-
sion in Georgien bestätigte
unterdessen einen Zwischen-
fall in der Pufferzone um
Südossetien. Eine unbewaff-
nete Patrouille sei dort am
Montag für kurze Zeit festge-

halten und offenbar auch
ausgeraubt worden. Ein zur
EU-Mission gehörender fran-
zösischer Polizist sprach vor
Journalisten von „unkontrol-
lierten Osseten“, die bewaff-
net und betrunken gewesen
seien und den Beobachtern
Dinge entwendet hätten. 

Nach UNO-Angaben hat es
in der Pufferzone Übergriffe
auf die Zivilbevölkerung gege-
ben. „Besonders in Grenznähe
werden nachts Häuser ge-
plündert“, sagte gestern der
UNO-Sonderbeauftragte für
Binnenflüchtlinge, Walter Kä-
lin. „Je weiter man nach Nor-
den kommt, je näher man an
die Grenze zu Südossetien
kommt, desto verheerender
sind die Verhältnisse“, fügte
der Staats- und Völkerrechts-
experte an der Universität
Bern hinzu. Unter diesen Be-
dingungen sei eine Rückkehr
der Flüchtlinge unmöglich. 

Spagat zwischen Indien und China
Niedersachsens Ministerpräsident Wulff mit großer Wirtschaftsdelegation unterwegs in Asien

Auf Augenhöhe mit den Kindern einer Projektschule im Dharavi-Slum von Bombay begab sich der niedersächsische Minister-
präsident Christian Wulff (CDU) während seines Besuches in Indien. Foto: dpa

Von Marcel Grzanna

PEKING. Den Chinesen mag
Ministerpräsident Christian
Wulff lieber als den Inder. Zu-
mindest wenn es darum geht,
ein Restaurant auszuwählen.
Die chinesische Küche habe
eine Leichtigkeit, schwärmt
Wulff, die in Indiens Speisen
durch zum Teil schwere Soßen
verloren ginge. Vom kulinari-
schen Standpunkt also dürfte
der CDU-Politiker froh sein,
dass Teil eins seiner Asienreise
hinter ihm liegt. Nach fünf Ta-
gen Indien landete Wulff ges-
tern in Peking zum dritten
China-Besuch während seiner
Amtszeit als niedersächsischer
Landesvater.

Rein beruflich jedoch liegt
die schwere Kost noch vor ihm.
Denn in Indien an allen Fron-
ten zu punkten war noch eine
relativ dankbare Aufgabe für
einen deutschen Ministerprä-
sidenten mit einer fast
100-köpfigen Delegation im
Rücken, die zu großen Teilen
aus Wirtschaftsvertretern be-
steht. „Willkommen im größ-
ten privaten Labor der Welt“,
wurde Wulff etwa beim Com-
puterriesen IBM von Instituts-
leiter Harish Gupta begrüßt.
Wulff warb im Gegenzug für
den Forschungs- und Wissen-
schaftsstandort Niedersach-
sen. Sein Bundesland sei ideal
für indische Investoren. 

Einer davon ist die Firma
Suzlon, weltweit fünftgrößter
Hersteller von Windenergie-
anlagen. Suzlon hat 2007 die
Mehrheit an der deutschen
REpower Systems AG erwor-
ben, die in Osnabrück eines
von zwei Entwicklungszentren
sowie Windparks an der Nord-
seeküste betreibt. Umwelt-
schutz und der Kampf gegen
den Klimawandel seien in Zu-
kunft die wichtigsten Aspekte
der deutsch-indischen Zusam-
menarbeit, erklärte Wulff. In
Niedersachsen gebe es das

technische Know-how, um in
diesem Bereich einiges zu be-
wegen.

Mit offenen Armen hat die
größte Demokratie der Welt
die deutsche Delegation emp-
fangen. Sogar Premierminis-
ter Manmohan Singh nahm
sich Zeit, die Investoren zu tref-
fen. Und in der deutschen Hei-

mat kräht kein Hahn nach
Menschenrechtsverletzungen
auf dem Subkontinent, die
man ansprechen müsste. 

In China ist das anders in
diesen Zeiten. Da muss ein Mi-
nisterpräsident die Werbe-
trommel rühren für sein Bun-
desland. Gleichzeitig aber wird
von ihm verlangt, Profil zu zei-

gen und den Chinesen auf die
Finger zu klopfen dafür, dass
sie Menschenrechte verletzen,
die Presse zensieren und kei-
nen Pfifferling geben auf den
Schutz des geistigen Eigen-
tums.

Die erste Chance hat Wulff
verstreichen verlassen. Notge-
drungen, wie er sagt. „Es gab

keine Gelegenheit. So etwas
muss sich in einem Gespräch
entwickeln“, sagte der Minis-
terpräsident nach seinem Tref-
fen gestern Nachmittag mit
Chinas stellvertretendem Pre-
mierminister Zhang Dejiang
im chinesischen Regierungs-
sitz Zhongnanhai hinter den
Mauern der Verbotenen Stadt.

Mit einer Entourage im Rü-
cken, an deren Spitze VW-Chef
Martin Winterkorn, RWE-Vor-
sitzender Jürgen Großmann
und Nord/LB-Boss Hannes
Rehm stehen, ist das sicher
auch keine leichte Aufgabe.
Denn den Idealismus eines Po-
litikers und die Interessen von
Unternehmensvertretern im
Dialog mit den Chinesen unter
einen Hut zu bringen erfor-
dern einen Spagat, der bei Un-
trainierten böse Zerrungen
hinterlassen kann. 

Wulff aber sagt, er sei fit und
verweist auf das große Vertrau-
en, dass zwischen Chinesen
und Niedersachsen gewach-
sen sei. „Wir spüren jetzt im
Umgang miteinander, wie
wertvoll es ist, dass wir in den
vergangenen Jahren regelmä-
ßig zusammengekommen
sind“, sagt er. Niedersachsen
sei ein besonders aktives Bun-
desland in dieser Hinsicht, und
er selbst spüre die „großen In-
teressenlagen“ füreinander.
Erst vor vier Wochen hatte der
stellvertretende Premier
Zhang ihn in Celle besucht und
die „überragende Wichtigkeit
der deutsch-chinesischen Be-
ziehungen“ betont.

Und so hielt der Minister-
präsident auch schützend die
Hand über Chinas Lebensmit-
telindustrie, deren Glaubwür-
digkeit im Zuge des Milchpul-
verskandals abermals schwer
erschüttert worden ist. „Wer
ohne Schuld ist, der schmeiße
den ersten Stein“, sagte der
49-Jährige und erinnerte an
Lebensmittelskandale in der
Vergangenheit in Deutsch-
land. Kritik übte Wulff hinge-
gen am eigenen Lager. „Wir
sind zu Auto-lastig in Nieder-
sachsen“, sagte er. Das zeigte
sich in Indien, wo die Einwei-
hung eines neuen VW-Werks in
Pune – Volkswagen investierte
580 Millionen Euro – den
meistbeachteten Höhepunkt
des Aufenthaltes lieferte. 

Merkel macht Mut: Deutschland ist stark
Kanzlerin ganz in Schwarz zu schwieriger Mission – Nur Westerwelle stört die Stunde der Wahrheit 

Von Beate Tenfelde

BERLIN. Angela Merkel in
heikler Mission. Ganz in
Schwarz, mit angespanntem
Gesicht tritt sie gestern
Abend im Bundestag zu einer
schwierigen Regierungser-
klärung an das Rednerpult.
Es geht darum, der Nation
ungeschminkt die Wahrheit
über das unabsehbare Aus-
maß der internationalen Fi-
nanzkrise zu sagen („Die
Lage ist ernst“). Und es geht
darum, Panik zu verhindern.
„Ich sage Ihnen: Deutsch-
land ist stark“, ruft Merkel
den Parlamentariern zu. 

Die klatschen bereitwillig.

Keiner will die Demonstra-
tion der Entschlossenheit,
des Zusammenstehens in
schwerer Stunde stören. Kei-
ner will der Krisen-Manage-
rin Hürden aufbauen bei ih-
rer Mission, den verheeren-
den Schaden zu begrenzen.
.„Vertrauen ist die Währung,
in der gezahlt wird“, sagt
Merkel, es klingt sehr ernst
und eindringlich. Sie weiß
nur zu genau: Vertrauen lässt
sich nicht auf Knopfdruck
wieder aufbauen. 

Noch vor drei Wochen hat
die Kanzlerin versucht, die
Probleme kleinzureden. In
der Generalaussprache zum
Bundeshaushalt 2009 er-

klärte sie nur knapp, die Bun-
desregierung werde die Fi-
nanzturbulenzen „mit großer
Aufmerksamkeit“ verfolgen.
Die Realität holt Merkel ein.
Aufgescheucht durch immer
neue Horrormeldungen aus
der Bankenwelt, wagt sie die
Flucht nach vorn. Mitten hin-
ein in die sonntägliche Ruhe
der Bundesbürger platzt ihr
Versprechen, sie gebe eine
Staatsgarantie für die Kon-
ten der privaten Sparer – ein
einmaliger Akt, den Merkel
gestern im Parlament noch
einmal wiederholt.

Doch in den Beifall mi-
schen sich hässliche Töne.
„Staatsversagen“ wirft FDP-

Bundeschef Guido Wester-
welle der Regierungschefin
vor. „Wenn Sie Defizite bei
der Bankenaufsicht bekla-
gen, beklagen Sie Defizite bei
der Bundesregierung, bei
sich selbst“, schleudert der
Liberale Merkel entgegen.
Die Staatsaufsicht habe „ab-
solut dilettantisch“ gearbei-
tet. Dies sei schon länger be-
kannt, verweist Westerwelle
auf die Turbulenzen um die
KfW-Bankengruppe und die
IKB. „Sie hätten durch Scha-
den längst klug sein können.“

Die Bankenaufsicht müsse
endlich unter einen Hut
kommen, feuert er Breitsei-
ten gegen die Regierungs-

bank ab. Die Leitung der Auf-
sicht sollte die Bundesbank
übernehmen. Diese FDP-For-
derung sei „in Archiven nach-
zulesen“, werde leider aber
erst jetzt von Finanzminister
Peer Steinbrück (SPD) ins Vi-
sier genommen.

Und noch immer komme
die Wahrheit nur scheib-
chenweise auf den Tisch.
„Wir hätten schon gern ge-
wusst, was nun wird aus dem
Haushalt 2009, über den wir
gerade beraten“, fordert
Westerwelle die Kanzlerin
auf, „sich ehrlich zu machen.“
Merkel wisse doch nur zu ge-
nau , dass sie die erwarteten
Einnahmen nicht bekomme.

Die Verteidigung der CDU-
Kanzlerin übernimmt SPD-
Fraktionsvize Jochen Poß.
„Sie sind der Brandstifter, der
sich zum Biedermann auf-
schwingt“, empört er sich
über Westerwelle. Die Frei-
demokraten wollten nur ab-
lenken von den Fehlern ihrer
Freunde in der Wirtschaft,
die ihnen Spenden zukom-
men ließen. „Ihr neoliberales
Weltbild ist in Scherben ge-
gangen, und deshalb sind Sie
so gereizt“, raunzt Poß.

Die Mahnung von CDU-
Fraktionsgeschäftsführer
Norbert Röttgen, in dieser
Krise nicht in Parteienge-
zänk zu verfallen, verhallt.


